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TOP 19: 

Entwurf eines Gesetzes zur Bestimmung Georgiens und der 
Republik Moldau als sichere Herkunftsstaaten 

Drucksache: 437/23 

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Durch den Gesetzentwurf sollen die beiden Staaten Georgien und Republik 

Moldau in die Liste der sicheren Herkunftsstaaten aufgenommen werden. Damit 

gelten Asylanträge von Menschen aus diesen Staaten grundsätzlich als offen-

sichtlich unbegründet. Die Asylverfahren können dadurch schneller bearbeitet 

und – im Anschluss an eine negative Entscheidung über den Asylantrag – kann 

der Aufenthalt in Deutschland schneller beendet werden. Deutschland wird 

dadurch als Zielland für aus nicht asylrelevanten Motiven gestellte Asylanträge 

weniger attraktiv. 

Asylanträge von Staatsangehörigen aus Georgien und der Republik Moldau 

werden ganz überwiegend abgelehnt. Die Anerkennungsquoten betrugen im 

Jahr 2022 und im ersten Halbjahr 2023 zu beiden Staaten unter 0,1 Prozent (oh-

ne nationale Abschiebungsverbote). Über zehn Prozent der abgelehnten Asylan-

träge in Deutschland kommen allein aus diesen beiden Ländern. 

Gemeinsam mit anderen Maßnahmen kann die Bestimmung zu sicheren Her-

kunftsstaaten zu einem erheblichen Rückgang der Asylsuchenden aus diesen 

Staaten führen. 

II. Empfehlung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten 

Der Innenausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß 

Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung zu nehmen. 

Er fordert sowohl die Staaten Algerien, Armenien, Indien, Marokko und Tune-

sien in die Liste der sicheren Herkunftsstatten aufzunehmen als auch die Auf-

nahme weiterer Staaten, deren Anerkennungsquoten in einer Größenordnung 
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von bis zu zehn Prozent liegen, zu prüfen. 

Die Einzelheiten der Empfehlungen ergeben sich aus der BR-Drucksache 

437/1/23. 


	TOP 19:
	Entwurf eines Gesetzes zur Bestimmung Georgiens und der Republik Moldau als sichere Herkunftsstaaten
	I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes
	II. Empfehlung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten



